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PRESSEMITTEILUNG des ALV M-V vom 28. April 2016 

 

Arbeitslosenverband warnt vor weniger Integration für 

Langzeitarbeitslose 
 
„Die Euphorie der Bundesagentur bezogen auf den Rückgang der Zahl der  

Langzeitarbeitslosen in Mecklenburg-Vorpommern kann ich nicht teilen“, erklärt der 

ALV-Landesvorsitzende Jörg Böhm. „Ein Blick in die Statistik zeigt einen geringen 

Rückgang um 1,6 Prozent gegenüber dem Vormonat und um 2,0 Prozent gegenüber 

dem April 2016. Wie viel davon dem Eintritt in eine Beschäftigung und nicht dem 

Eintritt in die Rente bzw. in Sonderregelungen geschuldet ist, das lässt die Statistik 

offen, was wir seit Jahren kritisieren. Gleiches gilt übrigens für die Menschen mit 

Behinderung“, so Böhm. „Fest steht, dass die Arbeitslosigkeit offiziell in den ersten 

vier Monaten im Hartz-IV-Bereich durchschnittlich um 5.617 Frauen und Männer 

sank, während es im selben Zeitraum des Vorjahres noch 9.273 Frauen und Männer 

waren. Fakt ist auch, dass im April 2.372 Frauen und Männer aus dem Hartz-IV-

Bereich weniger in Maßnahmen gefördert wurden als im April 2015“, so Böhm weiter. 

 

„Es gibt im Moment auf der einen Seite viele Aufgaben zu lösen und auf der anderen 

Seite viele arbeitslose Frauen und Männer, die helfen wollen und eine sinnvolle 

Beschäftigung suchen, aber von bürokratischen Vorschriften und von immensem 

bürokratischem Aufwand für die Träger wie für die Jobcenter davon abgehalten 

werden. Insbesondere die Langzeitarbeitslosen fühlen sich zunehmend zurück 

gesetzt und es besteht die Gefahr, dass sich dies auch bei uns in Wahlergebnissen 

wie in Sachsen-Anhalt niederschlägt. Die jetzt geplante Verschärfung der Sanktionen 

gegen Langzeitarbeitslose wird ihren Teil dazu beitragen, die Jobcenter auf der 

einen Seite weiter von ihrer eigentlichen Arbeit abzuhalten und auf der anderen Seite 

den Frust der Leute erhöhen. Vor einer solchen Politik kann ich nur warnen. Was wir 

brauchen ist eine Politik für die Arbeitslosen nicht gegen sie. Die Sanktionen 

gehören ebenso abgeschafft wie die Fördergrenze von zwei Jahren“, so Böhm. 

V.i.S.d.P. Jörg Böhm, Landesvorsitzender, Tel. 0176 – 20 522 612 
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